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Vollzug der Geflügelpest-Verordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. Mai 2013 (BGBl. I S. 1212), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 29. 
Juni 2016 (BGBl. I S. 1564); 
Aufhebung der Allgemeinverfügung 
vom 21.11.2016 bzgl. des Aufstallungsge- 
botes nach ä 13 Geflügelpest-Verord- 
nung und vom 24.11.2016 bzgl. des Verbo- 
tes von Ausstellungen, Märkten und 

‘ Veranstaltungen ähnlicher Art betref- 
fend Geflügel und gehaltene Vögel ande- 
rer Arten für den Landkreis Bayreuth 

Aufgrund eines Schreibens des Bayeri- 
schen Staatsministeriums für Umwelt 
und Verbraucherschutz vom 15.03.2017, 
aus dem hervorgeht, dass alle bayeri- 
schen Kreisverwaltungsbehörden unver- 
züglich die Aufstallungsverpflichtung 
sowie das Verbot von Märkten, Ausstel- 
lungen und Veranstaltungen ähnlicher 
Art aufheben sollen, erlässt das Landrats- 
amt Bayreuth folgende 

Allgemeinverfügung: 
1. Die Allgemeinverfügungen vom 

21.11.2016 und 24.11.2016 werden 
hiermit aufgehoben. 

2. Die Verordnung über besondere 
Schutzmaßregeln in kleinen Geflügel- 
haltungen bleibt bis zum 20.5.2017 
gültig. Die Geflügelhalter sind weiter- 
hin verpflichtet, die strikten Bio- 
sicherheitsmaßnahmen einzuhalten. 

3. Diese Allgemeinverfügung ‘tritt am 
Tage nach ihrer Bekanntmachung im 
Amtsblatt für den Landkreis Bay- 
reuthinKraft. 

4. Für diese Allgemeinverfügung wer- 
den keine Kosten erhoben. 

Bayreuth, 16. März 201 7 
Landratsamt 
Dr. Gleißner-Klein 
Regierungsdirektorin 

Hinweis: 
Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 Bayerisches 
Verwaltungsverfahrensgesetz ist nur der 
verfügende Teil einer Allgemeinverfü- 
gung öffentlich bekannt zu machen. Die 
Allgemeinverfügung liegt mit Begrün- 
dung und Rechtsbehelfsbelehrung im 
Landratsamt Bayreuth, Markgrafenallee 
5, 95448 Bayreuth, Zimmer 253, auf. Sie 
kann während der allgemeinen Dienstzei- 
ten eingesehen werden. 

Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung des Zweckver- 
bandes zur Abwasserbeseitigung Trup- 
pachtal (BGS-EWS-) 

Die Verbandsversammlung des Zweck- 
verbandes zur Abwasserbeseitigung 
Truppachtal hat am 17.2.2017 eine neue 
Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung beschlossen. Die 
Satzung ist genehmigungsfrei. 

Sie wird nachstehend gem. Art. 24 Abs. 1 
des Gesetzes über die kommunale Zusam- 
menarbeit - KommZG - (BayRS 2020-6-1- 
I) bekannt gemacht. 

Bayreuth, 13. März 201 7 
Landratsamt 
Frieß 
Verwaltungsdirektor 

Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung des Zweckver- 
bandes zur Abwasserbeseitigung Trup- 
pachtal (BGS-EWS) 

Vom 17.2.2017 
Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommu- 
nalabgabengesetzes - KAG - (BayRS 2014- 
1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
08.03.2016 (GVBl. S. 36), erlässt der 
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung 
Truppachtal folgende Beitrags- und Ge- 
bührensatzung zur_ Entwässerungssat- 
zung: 

ä 1 
Beitragserhebung 

Der Zweckverband zur Abwasserbeseiti- 
gung Truppachtal erhebt zur Deckung 
seines Aufwandes für die Herstellung der 
Entwässerungseinrichtung für das Gebiet 
1. der Gemeindeteile Busbach und 

Wolfsgraben der Gemeinde Eckers- 
dorf,

' 

2. des Gemeindeteils Glashütten der 
Gemeinde Glashütten, 

3. der Gemeindeteile Äußerer Graben, 
Außerleithen, Braunersberg, Engel- 
meß, Frankenhaag, Gollenbach, 
Hardt, Harloth, Kammer, Klingen- 
mühle, Kreckenmühle, Mengersdorf, 

Mistelgau, Obernsees, Ochsenholz, 
Plösen, Seitenbach, Sorg, Streit, 
Striegelhof, Truppach, Wohnsgehaig 
und Schöchleins der Gemeinde Mis- 
telgau‚ 

einen Beitrag. 

ä 2 
Beitragstatbestand 

' Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare 
oder gewerblich genutzte oder gewerb- 
lich nutzbare sowie für solche Grundstü- 
cke und befestigte Flächen erhoben, bei 
denen Abwasser anfällt, wenn 
1. für sie nach ä 4 EWS ein Recht zum 

Anschluss an die Entwässerungsein- 
richtung besteht oder 

2. sie an die Entwässerungseinrichtung 
tatsächlich angeschlossen sind, oder 

3. sie auf Grund einer Sondervereinba- 
rung nach ä 7 EWS an die Entwässe- 
rungseinrichtung angeschlossen 
werden. 

. 5 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

(1 s4 Die Beitragsschuld entsteht im Falle 
des 
1. ä 2 Nr. 1, sobald das Grundstück an 

die Entwässerungseinrichtung 
angeschlossen werden kann, 

2. ä 2 Nr. 2, sobald das Grundstück an 
die Entwässerungseinrichtung 
angeschlossen ist, 

3. ä 2 Nr. 3 mit Abschluss der Sonder- 
Vereinbarung. 

Wenn der in Absatz 1 Satz 1 genannte 
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Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser 
Satzung liegt, entsteht die Beitragsschuld 
erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

(2) Wird eine Veränderung der Fläche, 
der Bebauung oder der Nutzung des 
Grundstücks vorgenommen, die 
beitragsrechtliche Auswirkungen hat, 
entsteht die Beitragsschuld mit dem 
Abschluss der Maßnahme. 

(3) Wird ein zunächst nicht an das Kanal- 
‘ 

netz anschließbares Grundstück 
. später doch noch an das Kanalnetz 
angeschlossen oder kann es, nachdem 
es zunächst nicht angeschlossen 
werden konnte, später doch noch 
angeschlossen werden, entsteht mit 
diesem späteren Zeitpunkt die Bei- 

-tra'gsschuld für dieses Grundstück 
nach den für an das Kanalnetz an- 
schließbare Grundstücke geltenden 
Regelungen. 

ä 4 
Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt 
der Entstehung der Beitragsschuld Ei- 
gentümer des Grundstücks oder Erbbau- » 

berechtigter ist. 

55 
Beitragsmaßstab 

(1) Der Beitrag wird nach der Grund- 
stücksfläche und der Geschossfläche 
der vorhandenen Gebäude berechnet. 
Die beitragspflichtige Grundstücks- 
fläche wird bei Grundstücken in unbe- 
planten Gebieten von mindestens 
2.500 qm Fläche auf das Dreifache der 
beitragspflichtigen Geschossfläche, 
mindestens jedoch auf 2.500 qm be- 
grenzt. 

(2) Die Geschossfläche ist nach den Au- 
ßenmaßen der Gebäude in allen Ge- 
schossen zu ermitteln. Keller werden 
mit der vollen Fläche herangezogen. 
Dachgeschosse werden nur herange- 
zogen, soweit sie ausgebaut sind. 
Gebäude oder selbstständige Gebäu- 
deteile, die nach der Art ihrer Nut- 
zung keinen Bedarf nach Anschluss 
an die Schmutzwasserableitung aus- 
lösen oder die an die Schmutzwasser- 
ableitung nicht angeschlossen wer- 
den dürfen, werden nicht zum Ge- 
schossflächenbeitrag herangezogen; 
das gilt nicht für Gebäude oder Ge- - 

bäudeteile, die tatsächlich eine 
Schmutzwasserableitung haben. 
Balkone, Loggien und Terrassen 
bleiben außer Ansatz, wenn und so- 
weit sie über die Gebäudefluchtlinie 
hinausragen. 

(3) Bei Grundstücken, für die eine ge- 
werbliche Nutzung ohne Bebauung 
zulässig ist, wird als Geschossfläche 
ein Viertel der Grundstücksfläche in 
Ansatz gebracht; das gleiche gilt, 
wenn auf einem Grundstück die zuläs- 
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sige Bebauung im Verhältnis zur 
gewerblichen Nutzung nur unterge- 
ordnete Bedeutung hat. 

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstü- 
cken ist die anzusetzende Geschoss- 
fläche nach der in der näheren Umge- 
bung vorhandenen Bebauung zu 
ermitteln; anzusetzen ist das durch- 
schnittliche Maß der tatsächlichen 
baulichen Ausnutzung der Grundstü- 
cke in der näheren Umgebung. Fehlt 
es an einer heranziehbaren Bebau- 
ung, so ist ein Viertel der Grund- 
stücksfläche als Geschossfläche anzu- 
setzen. 

(5) Wird ein Grundstück vergrößert und 
wurden für diese Flächen noch keine 
Beiträge geleistet, so entsteht die 
Beitragspflicht auch hierfür. Gleiches 
gilt im Falle der Geschossflächenver- 
größerung für die zusätzlich geschaf- 
fenen Geschossflächen, sowie im Falle 
des Abs. 1 Satz 2 für die sich aus ihrer 
Vervielfachung errechnende Grund- 
stücksfläche. Gleiches gilt für alle 
sonstigen Veränderungen, die nach 
Absatz 2 für die Beitragsbemessung 
von Bedeutung sind. 

(6 x1 Wird ein unbebautes Grundstück, für 
das ein Beitrag nach Abs. 3 oder Abs. 4 
festgesetzt worden ist, später bebaut, 
so wird der Beitrag nach Absatz 1 neu 
berechnet. Dem so ermittelten Betrag 
ist der Betrag gegenüberzustellen, 
der sich im Zeitpunkt des Entstehens 
der neu zu berechnenden Beitrags- 
schuld (ä 3 Abs. 2) bei Ansatz der nach 
Abs. 3 oder Abs. 4 berücksichtigten 
Geschossfläche ergeben würde. Der 
Unterschiedsbetrag ist nachzuent- 
richten. Ergibt die Gegenüberstellung 
eine Überzahlung, so ist für die Be- 
rechnung des Erstattungsbetrages 
auf den Beitragssatz abzustellen, 
nach dem der ursprüngliche Beitrag 
entrichtet wurde. Der Erstattungsbe- 
trag ist vom Zeitpunkt der Entrich- 
tung des ursprünglichen Beitrages an 
nach 5 238 A0 zu verzinsen. 

ä 6 
Beitragssatz 

(1) DerBeitrag beträgt 
a) pro m2 Grundstücksfläche 0,96€, 
b) pro m2 Geschossfläche 12,96 €. 

ä 7 
Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Zu- 
stellung des Beitragsbescheides fällig. 

ä 7 a 
Beitragsablösung 

‘Der Beitrag kann vor dem Entstehen der 
Beitragspflicht abgelöst werden. zDer 

Ablösungsbetrag richtet sich nach der 
voraussichtlichen Höhe des Beitrages. 
“Ein Rechtsanspruch auf Ablösung be- 
stehtnicht. 

ä 8 
Erstattung des Aufwands für 

Grundstücksanschlüsse 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, 
Anschaffung, Verbesserung, Emeue- 
rung, Veränderung und Beseitigung 
sowie für die Unterhaltung des Teils 
des Grundstücksanschlusses, der sich 
nicht im öffentlichen Straßengrund 
befindet, ist in der jeweils tatsächli- 
chen Höhe zu erstatten. 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht 
mit Abschluss der jeweiligen Maßnah- 
me. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt 
des Entstehens des Erstattungsan- 
spruches Eigentümer des Grund- 
stücks oder Erbbauberechtigter ist. ä 
7 gilt entsprechend. 

5 9 
Gebührenerhebung 

Der Zweckverband zur Abwasserbeseiti- 
gung Truppachtal erhebt für die Benut- 
zung der Entwässerungseinrichtung 
Einleitungsgebühren. 

ä 10 
Einleitungsgebühr 

(1) Die Einleitungsgebühr wird nach 
Maßgabe der nachfolgenden Absätze 
nach der Menge des Abwassers be- 
rechnet, die der Entwässerungsein- 
richtung von den angeschlossenen ' 

Grundstücken zugeführt werden. Die 
Gebühr beträgt 1,90 € je Kubikmeter 
Abwasser. 

(2) Als Abwassermenge gelten die dem 
Grundstück aus der Wasserversor- 
gungsanlage und aus der Eigengewin- 
nungsanlage zugeführten Wasser- 
mengen abzüglich der nachweislich 
auf dem Grundstück verbrauchten 
oder _zurückgehaltenen Wassermen- 
gen, soweit der Abzug nicht nach 
Absatz 3 ausgeschlossen ist. DerNach- 
weis der verbrauchten'und der zu- 
rückgehaltenen Wassermengen ob- 
liegt dem Gebührenpflichtigen. Bei 
landwirtschaftlichen Betrieben gilt 
für jede Großvieheinheit eine Wasser- 

‘ menge von 18 cbm/Jahr als nachge- 
wiesen. Maßgebend ist die im Abrech- 
nungsjahr zum 30. Juni des Jahres 
gehaltene Viehzahl. Mit Einwilligung 
des Viehhalters kann auf das Ergebnis 
der letzten allgemeinen Viehzählung 
nach dem Viehzählungsgesetz oder 
die HIT Datenbank zurückgegriffen 
werden, sofern nicht nachgewiesen 
wird, dass es von der im Vorjahr 
durchschnittlich gehaltenen Viehzahl 
abweicht. Die Viehzählung darf nicht



länger als zwei Jahre vor der jeweili- 
gen Abrechnung (ä 15) stattgefunden 
haben. Die als zurückgehalten gelten- 
de Wassermenge wird von der gesam- 
ten aus der Wasserversorgungsein- 
richtung zugeführten Wassermenge 
abgezogen. Ein Mindestverbrauch 
von 5 cbm/lVIonat ist nicht abzugsfä- 
hig. Die Wassermengen werden durch 
Wasserzähler ermittelt. Sie sind vom 
Zweckverband zur Abwasserbeseiti- 
gung Truppachtal zu schätzen, wenn 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden 

ist, oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder 

dessen Ablesung nicht ermöglicht 
wird, oder 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür 
ergeben, dass der Wasserzähler 
den wirklichen Wasserverbrauch 
nicht angibt. 

(3) Vom Abzug nach Absatz 2 sind ausge- 
schlossen 

a) Wassermengen bis zu 5 cbm mo- 
natlich, sofern es sich um Wasser 
für laufend wiederkehrende Ver- 
wendungszwecke handelt, 

b) das hauswirtschaftlich genutzte 
Wasser, 

c) das zur Speisung von Heizungsan- 
lagen verbrauchte Wasser: 

(4) Bei Grundstücken, von denen nur 
Niederschlagswasser in die Entwässe- 
rungseinrichtung eingeleitet wird, gilt 
für jeden qm befestigte Grundstücks- 
fläche jährlich 0,3 cbm Abwasser als 
der Entwässerungseinrichtung zuge- 
führt. 

5 11 
Gebührenzuschläge 

Für Abwässer, deren Beseitigung ein- 
schließlich der Klärschlammbeseitigung 
(Beseitigung) Kosten verursacht, die die 
durchschnittlichen Kosten der Beseiti- 
gung von Hausabwasser um mehr als 30 v. 
H. übersteigen, wird ein Zuschlag von 20 
v. H. des Kubikmeterpreises erhoben. 
Übersteigen diese Kosten die durch- 
schnittlichen Kosten der Beseitigung von 
Hausabwasser um mehr als 100 v. H. so 
beträgt der Zuschlag 40 v. H. des Kubik- 
meterpreises. 

ä 12 
Gebührenabschläge 

Wird bei Grundstücken vor Einleitung 
der Abwässer in die Entwässerungsein- 
richtung eine Verklärung oder sonstige 
Vorbehandlung der Abwässer auf dem 
Grundstück verlangt, so ermäßigen sich 
die Einleitungsgebühren um 40 v. H. . 

Das gilt nicht für Grundstücke mit ge- 
werblichen oder sonstigen Betrieben, bei 
denen die Verklärung oder Vorbehand- 
lung lediglich bewirkt, dass die Abwässer 
dem durchschnittlichen Verschmut- 

zungsgrad oder der üblichen Verschmut- 
zungsart der eingeleiteten Abwässer 
entsprechen. 

ä 13 
Entstehen der Gebührenschuld 

Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder 
Einleitung von Abwasser in diefEntwässe- 
rungseinrichtung. 

ä 14 
Gebührenschuldner 

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt 
des Entstehens der Gebührenschuld 
Eigentümer des Grundstücks oder ähn- 
lich zur Nutzung des Grundstücks ding- 
lich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist 
auch der Inhaber eines auf dem Grund- 
stück befindlichen Betriebs. Mehrere 
Gebührenschuldner sind Gesamtschuld- 
ner. 

ä 15 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

(1) Die Einleitung wird jährlich abgerech- 
net. Die Einleitungsgebühr wird einen 
Monat nach Zustellung des Gebüh- 
renbescheides fällig. 

Auf die Gebührenschuld sind zum 15. 
Mai, 15. August und 15. November 
jeden Jahres Vorauszahlungen in 
Höhe eines Viertels der Jahresabrech- 
nung des Vorjahres zu leisten. Fehlt 
eine solche Vorjahresabrechnung, so 
setzt der Zweckverband zur Abwas- 
serbeseitigung Truppachtal die Höhe 
der Vorauszahlungen unter Schät- 
zung derJahresgesamteinleitung fest. 

(2 s4 

l 

ä 16 
Pflichten der Beitrags- und 

Gebührenschuldner 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner 
sind verpflichtet, dem Zweckverband zur 
Abwasserbeseitigung Truppachtal die, 
für die Höhe der Schuld maßgebliche 
Veränderungen unverzüglich zu melden 
und über den Umfang dieser Veränderun- 
gen - auf Verlangen auch unter Vorlage 
entsprechender Unterlagen - Auskunft zu 
erteilen. 

5 17 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt einen Tag nach der 
Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des 
Zweckverbands zur Abwasserbeseiti- 
gung Truppachtal vom 28.09.1992, 
zuletzt geändert mit Satzung vom 
10.01.2002, außer Kraft. 

Mistelgau, 1 7. Februar 201 7 
Zweckverband zur Abwasserbeseiti- 
gung Truppachtal 
Karl Lappe 
Zweckverbandsvorsitzender 

Satzung für die öffentliche 
Entwässerungsanlage des 

Zweckverbandes zur 
Abwasserbeseitigung Truppachtal 
(Entwässerungssatzung -EWS -) 

Die Verbandsversammlung des ‚Zweck- 
verbandes zur Abwasserbeseitigung 
Truppachtal hat am 17.02.2017 eine neue 
Entwässerungssatzung beschlossen. Die 
Satzung ist genehmigungsfrei. 

Sie wird nachstehend gem. Art. 24 Abs. 1 
des Gesetzes über die kommunale Zusam- 
menarbeit - KommZG - (BayRS 2020-6-1- 
I) bekannt gemacht. - 

Bayreuth, 1 3. März 201 7 
Landratsamt 
Frieß 
Verwaltungsdirektor 

Satzung für die öffentliche 
Entwässerungsanlage des 

Zweckverbandes zur 
Abwasserbeseitigung Truppachtal 
(Entwässerungssatzung -EWS -) 

vom 17.2.2017 

ä 1 Öffentliche Einrichtung 
ä 2 Grundstücksbegriff 

- Grundstückseigentümer 
{'23 Begriffsbestimmungen 
ä 4 Anschluß und Benutzungsrecht 
ä 5 Anschluß und Benutzungszwang 
ä 6 Befreiung von Anschluß oder Be- 

nutzungszwang 
Q7 Sondervereinbarung 
ä 8 Grundstücksanschluß 
ä!) Grundstücksentwässerungsanlage 
€210 Zulassung der Grundstücksentwäs- 

serungsanlage 
ä 11 Herstellung und Prüfung der 

Grundstücksentwässerungsanlage" 
512. Überwachung 
ä 13 Stilllegung von Entwässerungsanla- 

gen auf dem Grundstück 
ä 14 Einleitung in die Kanäle 
ä 15 Verbot des Einleitens, Einleitungs- 

bestimmungen 
516 Abscheider

_ 

ä 1 7 Untersuchung des Abwassers 
ä 18 Haftung 
ä 19 Grundstücksbenutzung 
ä20 Ordnungswidrigkeiten 
ä 21 Anordnung für den Einzelfall, 

Zwangsmittel
l 

ä 22 Inkrafttreten 

AufGrund der Art. 23, 24 Abs.1 Nr.1 und 2 
und Abs. 2 der Gemeindeordnung, Art. 41 
b Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Wasserge- 
setzes erläßt der Zweckverband zur Ab- 
wasserbeseitigung Truppachtal folgende 
Satzung: 

ä 1 
Öffentliche Einrichtung 

(1) Der Zweckverband betreibt eine 
Entwässerungsanlage als öffentliche 
Einrichtung für das Gebiet
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1. der Gemeindeteile Busbach und 
Wolfsgra-ben der Gemeinde 
Eckersdorf, 

2. des Gemeindeteils Glashütten der 
Gemeinde Glashütten, 

3. der Gemeindeteile Äußerer Gra- 
ben, Außerleithen‚ Braunersberg, 
Engelmeß‚ Frankenhaag, Gollen- 
bach, Hardt‚ Harloth‚ Kammer, 
Klingenmühle, Kreckenmühle, 
Mengersdorf, Mistelgau, Obern- 
sees‚ Ochsenholz, Plösen, Seiten- 
bach, Sorg, Streit, Striegelhof, 
Truppach, Wohnsgehaig und 
Schöchleins der Gemeinde Mistel— 
gau. 

(2) Art und Umfang der Entwässerungs- 
anlage bestimmt der Zweckverband. 

(3) Zur Entwässerungsanlage des Zweck- 
Verbandes gehören auch die im öffent- 
lichen Straßengrund liegenden 
Grundstücksanschlüsse. 

5 2 
Grundstücksbegriff - 

Grundstückseigentümer 

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung 
ist jedes räumlich zusammenhängen- 
de und einem gemeinsamen Zweck 
dienende Grundeigentum desselben 
Eigentümers, das eine selbständige 
wirtschaftliche Einheit bildet, auch 
wenn es sich um mehrere Grundstü- 
cke oder Teile von Grundstücken im 
Sinne des Grundbuchrechts handelt. 
Soweit rechtlich verbindliche planeri- 
sche Vorstellungen vorhanden sind, 
sind sie zu berücksichtigen. 

(2) Die in dieser Satzung für die Grund- 
stückseigentümer erlassenen Vor- 
schriften gelten auch für Erbbaube- 
rechtigte oder ähnlich zur Nutzung 
eines Grundstücks dinglich Berech- 
tigte. Von mehreren dinglich Berech- 
tigten ist jeder berechtigt und ver- 
pflichtet; sie halten als Gesamtschuld- 
ner. 

53 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung haben die nach- 
stehenden Begriffe folgende Bedeutung: 

Abwasser ist Wasser, das durch häusli- 
chen, gewerblichen, landwirtschaftlichen 
oder sonstigen Gebrauch verunreinigt 
oder sonst in seinen Eigenschaften verän- 
dert ist oder das von Niederschlägen aus 
dem Bereich von bebauten oder befestig- 
ten Flächen abfließt. 

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten 
nicht für das in landwirtschaftlichen 
Betrieben anfallende Abwasser, ein- 
schließlich Jauche und Gülle, das dazu 
bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch ge- 
nutzte Böden aufgebracht zu werden; 
22 

nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbe- 
sondere das menschliche Fäkalabwasser. 

Kanäle sind Mischwasser-, Schmutzwas- 
ser- oder Regenwasserkanäle einschließ- 
lich der Sonderbauwerke wie z.B. Regen- 
becken, Pumpwerke und Regenüberläu- 
fe. 

Schmutzwasserkanäle 
dienen ausschließlich der Aufnahme von 
Schmutzwasser. 

Mischwasserkanäle sind zur Aufnahme 
von Niederschlags- und Schmutzwasser 
bestimmt. 

Regenwasserkanäle dienen ausschließ- 
lich der Aufnahme von Niederschlags- 
WaSSEI‘. 

Sammelkläranlage ist eine Anlage zu 
Reinigung des in den Kanälen gesammel- 
ten Abwasser einschließlich der Ablei- 
tung zum Gewässer: 

Grundstücksanschlüsse (Anschlußkanä- 
le) sind die Leitungen vom Kanal bis zum 
Kontrollschacht. 

Grundstücksentwässerungsanlagen 
sind die Einrichtungen eines Grundstü- 
ckes, die dem Ableiten des Abwassers 
dienen, bis einschließlich des Kontroll- 
schachtes. 

Messschacht ist eine Einrichtung für die 
Messung des Abwasserflusses und für die 
Entnahme von Abwasserproben. 

ä 4 
Anschluß- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann 
verlangen, daß sein Grundstück nach 
Maßgabe dieser Satzung an die öffent- 
liche Entwässerungsanlage ange- 
schlossen wird. Er ist berechtigt, nach 
Maßgabe der 55 14 bis 17 alles Abwas- 
ser in die öffentliche Entwässerungs- 
anlage einzuleiten. 

(2) Das Anschluß- und Benutzungsrecht 
erstreckt sich nur auf solche Grund- 
stücke, die durch einen Kanal er- 
schlossen" werden. Der Grundstück- 
seigentümer kann unbeschadet wei- 
tergehender bundes- und landesge- 
setzlicher Vorschriften nicht verlan- 
gen, daß neue Kanäle hergestellt oder 
bestehende Kanäle geändert werden. 
Welche Grundstücke durch einen 
Kanal erschlossen werden, bestimmt 
der Zweckverband. 

(3 Ein Anschluß- und Be_nutzungsrecht 
bestehtnicht A 

x1 

1. wenn des Abwasser wegen seiner 
Art oder Menge nicht ohne weite- 
res von der öffentlichen Entwässe- 
rungsanlage übernommen werden 
kann und besser von demjenigen 

behandelt wird, bei dem es anfällt; 
2. solange eine Übernahme des Ab- 

wassers technisch oder wegen des 
unverhältnismäßig hohen Auf- 
wands nicht möglich ist. 

(4) Der Zweckverband kann den An- 
schluß und die Benutzung versagen, 
wenn die gesonderte Behandlung des 
Abwassers wegen der Siedlungsstruk- 
tur das Wohl der Allgemeinheit nicht 
beeinträchtigt. 

ä 5 
Anschluß- und Benutzungszwang 

(1) Die zum Anschluß Berechtigten (ä 4) 
sind verpflichtet, bebaute Grundstü- 
cke an die öffentliche Entwässerungs- 
anlage anzuschließen (Anschluß- 
zwang). Ein Anschlußzwang besteht 
nicht, wenn der Anschluß rechtlich 
oder tatsächlich unmöglich ist. 

(2) Die zum Anschluß Berechtigten (ä 4) 
sind verpflichtet, auch unbebaute 
Grundstücke an die öffentliche Ent- 
wässerungsanlage anzuschließen, 
wenn Abwasser anfällt. 

(3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn 
auf ihm bauliche Anlagen, bei deren 
Benutzung Abwasser anfallen kann, 
dauernd oder vorübergehend vorhan- 
den sind. 

(4) Bei baulichen Maßnahmen, die eine 
Veränderung der Abwassereinleitung 
nach Menge oder Beschaffenheit zur 
Folge haben können, muß der An- 
schluß vor dem Beginn des Baues 
hergestellt sein. In allen anderen 
Fällen ist der Anschluß nach schriftli- 
cher Aufforderung durch den Zweck- 
verband innerhalb der von ihr gesetz- 
ten Frist herzustellen. 

(5) Auf Grundstücken, die an die öffentli- 
che Entwässerungsanlage ange- 
schlossen sind, ist im Umfang des 
Benutzungsrechtes alles Abwasser in 
die öffentliche Entwässerungsanlage 
einzuleiten (Benutzungszwang). 
Verpflichtet sind die Grundstücksei- 
gentümer und alle Benutzer der 
Grundstücke. Sie haben auf Verlan- 
gen des Zweckverbandes die dafür 
erforderliche Überwachung zu dul- 
den. 

ä 6 
Befreiung von Anschluß- 
oder Benutzungszwang 

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluß- 
oder zur Benutzung wird auf Antrag 
ganz oder zum Teil befreit, wenn der 
Anschluß oder die Benutzung aus 
besonderen Gründen auch unter 
Berücksichtigung der Erfordernisse 
des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. 
Der Antrag auf Befreiung ist unter 
Angabe der Gründe schriftlich beim



(2) 

(1) 

(2) 

(1) 

(2) 

(3) 

(1) 

(2) 

Zweckverband einzureichen. 

Die Befreiung kann befristet, unter 
Bedingungen, Auflagen und Wider- 
rufsvorbehalt erteilt werden. 

57 
Sondervereinbarungen 

Ist der Eigentümer nicht zum An- 
schluß oder zur Benutzung berechtigt 
oder verpflichtet, so kann der Zweck- 
verband durch Vereinbarung ein 
besonderes Benutzungsverhältnis 
begründen. 

Für dieses Benutzungsverhältnis 
gelten die Bestimmungen dieser 
Satzung und der Beitrags- und Ge- 
bührensatzung entsprechend. Aus- 
nahmsweise kann in der Sonderver- 
einbarung Abweichendes bestimmt 
werden, soweit dies sachgerecht ist. 

5 8 
Grundstücksanschluß 

Die Grundstücksanschlüsse werden, 
soweit sie nicht nach ä 1 Abs. 3 Be- 
standteil der Entwässerungsanlage 
sind, von den Grundstückseigentü- 
mern hergestellt, angeschafft, verbes- 
sert, erneuert, verändert, beseitigt 
und unterhalten; die ää 10 mit 12 
gelten entsprechend. 

Der Zweckverband bestimmt Zahl, 
Art, Nennweite und Führung der 
Grundstücksanschlüsse. Er bestimmt 
auch, wo und an welchen Kanal anzu- 
schließen ist. Begründete Wünsche 
der Grundstückseigentümer werden 
dabei nach Möglichkeit berücksich- 
tigt. 

Jeder Eigentümer, dessen Grund- 
stück an die öffentliche Entwässe- 
rungsanlage angeschlossen oder 
anzuschließen ist, muß die Verlegung 
von Grundstücksanschlüssen, den 
Einbau von Schächten, Schiebern, 
Meßeinrichtungen und dergleichen 
und von Sonderbauwerken zulassen, 
ferner das Anbringen von Hinweis- 
schildern dulden, soweit diese Maß- 
nahmen für die ordnungsgemäße 
Beseitigung des auf seinem Grund- 
stück anfallenden Abwassern erfor- 
derlich sind. 

59 
Grundstücksentwässerungsanlage 

Jedes Grundstück, das an die öffentli- 
che Entwässerungsanlage ange- 
schlossen wird, ist vorher vom Grund- 
stückseigentümer mit einer Grund- 
stücksentwässerungsanlage zu verse- 
hen die nach den anerkannten Regeln 
der Technik herzustellen, zu betrei- 
ben, zu unterhalten und zu ändern ist. 

Die Grundstücksentwässerungsanla- 
gen sind mit einer Grundstücksklär- 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

anlage zu versehen, wenn das Abwas- 
ser keiner Sammelldäranlage zuge- 
führt wird. Die Grundstückskläranla- 
ge ist auf dem anzuschließenden 
Grundstück zu erstellen; sie ist Be- 
standteil der Grundstücksentwässe- 
rungsanlage. 

Am Ende der Grundstücksentwässe- 
rungsanlage ist ein Kontrollschacht 
vorzusehen. Der Zweckverband kann 
verlangen, daß anstelle oder zusätz- 
lich zum Kontrollschacht ein Meß- 
schacht zu erstellen ist. 

Besteht zum Kanal kein natürliches 
Gefälle, so kann der Zweckverband 
vom Grundstückseigentümer den 
Einbau und Betrieb einer Hebeanlage 
zur Entwässerung des Grundstückes 
verlangen, wenn ohne diese Anlage 
eine ordnungsgemäße Beseitigung 
der Abwässer bei einer den Regeln 
der Technik entsprechenden Planung 
und Ausführung des Kanalsystemes 
nicht möglich ist. 

Gegen den Rückstau des Abwassers 
aus dem Abwassernetz hat sich jeder 
Anschlußnehmer selbst zu schützen. 
Für Schäden durch den Rückstau 
haftet der Zweckverband nicht. 

Die Grundstücksentwässerungsanla- 
gen sowie Arbeiten daran dürfen nur 
durch fachlich geeignete Unterneh- 
mer ausgeführt werden. 

5 10 
Zulassung der 

Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Bevor die Grundstücksentwässe- 
rungsanlage hergestellt oder geändert 
wird, sind beim Zweckverband fol- 
gende Unterlagen in doppelter Ferti- 
gung einzureichen: 
a) Lageplan des zu entwässernden 

Grundstücks im Maßstab 121000, 
b) Grundriß- und Flächenpläne im 

Maßstab 1:100, aus denen der 
Verlauf der Leitungen und im Fall 
des ä 9 Abs. 2 die Grundstücksklär- 
anlage ersichtlich sind, 
Längsschnitte aller Leitungen mit 
Darstellung der Entwässerungsge- 
genstände im Maßstab 1:100, bezo- 
gen auf Normal-Null (N N), aus 
denen insbesondere die Gelände- 
und Kanalsohlenhöhen, die maß- 
geblichen Kellersohlenhöhen, 
Querschnitte und Gefälle derKanä- 
le. Schächte und ‘die höchste 
Grundwasseroberfläche zu erse- 
hen sind, 

C) 

d) wenn Gewerbe- oder Industrieab- 
wässer oder Abwasser, das in sei- 
ner Beschaffenheit erheblich vom 
Hausabwasser abweicht, zuge- 
führt werden, ferner Angaben 
über: 
(1) Zahl der Beschäftigten und der 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(1) 

ständigen Bewohner auf dem 
Grundstück, wenn deren Ab- 
wasser mit erfasst werden soll, 

(2) Menge und Beschaffenheit des 
Verarbeitungsmaterials, der 
Erzeugnisse, ' 

(3) die abwassererzeugenden Be- 
triebsvorgänge, 

(4) Höchstzufluß und Beschaffen- 
heit des zum Einleiten bestimm- 
ten Abwassers, 

(5) die Zeiten, in denen eingeleitet 
wird, die Vorbehandlung des 
Abwassers (Kühlung, Reini- 
gung, Neutralisation, Dekonta- 
minierung) mit Bemessungs- 
nachweisen. 

Soweit nötig, sind die Angaben zu 
ergänzen durch den Wasserwirt- 
schaftlichen Betriebsplan (Zufluß‚ 
Verbrauch, Kreislauf, Abfluß) und 
durch Pläne der zur Vorbehandlung 
beabsichtigtenEinrichtungen. 

Die Pläne haben den bei Zweckver- 
band aufliegenden Planmustern zu 
entsprechen. Alle Unterlagen _ sind 
von den Bauherren und Planfertigern 
zu unterschreiben. 

Der Zweckverband prüft, ob die beab- 
sichtigten Grundstücksentwässe- 
rungsanlagen den Bestimmungen 
dieser Satzung entsprechen. Ist das 
der Fall, so erteilt der Zweckverband 
schriftlich ihre Zustimmung und gibt 
eine Fertigung der eingereichten 
Unterlagen mit Zustimmungsver- 
merk zurück. Die Zustimmung kann 
unter Bedingungen und Auflagen 
erteilt werden. Andernfalls setzt der 
Zweckverband dem Bauherrn unter 
Angabe der Mängel eine angemessene 
Frist zur Berichtigung. Die geänder- 
ten Unterlagen sind sodann erneut 
einzureichen.) 

Mit der Herstellung oder Änderung 
der Grundstücksentwässerungsanla- 
gen darf erst nach schriftlicher Zu- 
stimmung des Zweckverbandes be- 
gonnen werden. Eine Genehmigungs- 
pflicht nach sonstigen, insbesondere 
nach straßen-‚ bau- und wasserrecht- 
lichen Bestimmungen bleibt durch 
die Zustimmung unberührt. 

Von den Bestimmungen der Absätze 1 
bis 3 kann der Zweckverband Ausnah- 
men zulassen. 

5 11 
Herstellung und Prüfung der 

Grundstücksentwässerungsanlage 

Die Grundstückseigentümer haben 
dem Zweckverband den Beginn des 
Herstellens, des Änderns, des Ausfüh- 
rens größerer Unterhaltungsarbeiten 
oder des Beseitigens drei Tage vorher 
schriftlich anzuzeigen und gleichzei- 
tig den Unternehmer zu benennen.

23



Muß wegen Gefahr in Verzug mit den 
Arbeiten sofort begonnen werden, so 

‚f ist derBeginn innerhalb 24 Stunden 

(2 s/ 

schriftlich anzuzeigen. 

Der Zweckverband ist berechtigt die 
.Arbeiten zu überprüfen. Alle Leitun- 
gen dürfen nur mit vorheriger Zustim- 
mung des Zweckverbandes verdeckt 

' werden. Andernfalls sind sie auf An- 

(3) 

(4) 

(5) 

ordnung des Zweckverbandes freizu- 
legen. 

Die Gnfhdstückseigentümer haben zu 
allen . Überprüfungen Arbeitskräfte, 
Geräte und Werkstoffe bereitzustel- 
len. 

Festgestellte Mängel sind innerhalb 
einer angemessenen Frist durch die 
Grundstückseigentümer zu beseiti- 
gen. Die Beseitigung der Mängel ist 
dem Zweckverband zur Nachprüfung 
anzuzeigen. 

Der Zweckverband kann verlangen, 
daß die Grundstücksentwässerungs- 
anlage nur mit seiner Zustimmung in 
Betrieb genommen wird. Die Zustim- 
mung kann insbesondere davon ab- 
hängig gemacht werden, daß seitens 
des vom Grundstückseigentümer 
beauftragten Unternehmers eine 
Bestätigung über die Dichtheit und 
Funktionsfähigkeit der Anlagen vor- 

- gelegt wird. 

(6)

m 

Die Zustimmung nach ä 10 Abs. 3 und 
die Prüfung der Grundstücksentwäs- 
serungsanlage durch den Zweckver- 
band befreien den Grundstückseigen- - 

tümer, den Bauherrn, den ausführen- 
den Unternehmer und den Planferti- 
ger nicht von der Verantwortung für 
die vorschriftsmäßige und fehlerfreie 
Planung und Ausführung der Anlage. 

.. 
512 

Überwachung 

Der Zweckverband ist befugt, die 
- Grundstücksentwässerungsanlage 
jederzeit zu ‘überprüfen, Abwasser- 
proben zu entnehmen und Messun- 
gen durchzuführen. Dasselbe gilt für 
die Grundstücksanschlüsse und Meß- 
schächte‚ wenn der Zweckverband sie 
nicht selbst unterhält. Zu diesem 
Zweck sind den Beauftragten des 
Zweckverbandes, die sich auf Verlan- 

v gen auszuweisen-haben, ungehindert 

(2) 
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Zugang zu allen Anlageteilen zu ge- 
währen und die notwendigen Aus- 
künfte zu erteilen. Die Grundstücksei- 
gentümer werden davon vorher mög- 
lichst verständigt; das gilt nicht für 
Probeentnahmen und Abwassermes- 
sungen. 

Der Grundstückseigentümer ist ver- 
pflichtet, die von ihm zu unterhalten- 
‘den Grundstücksentwässerungsanla- 
gen in Abständen von zehn Jahren 
durch einen fachlich geeigneten Un- 

(3) 

(4) 

(5 s; 

ternehmer bzw. Person auf Bauzu- 
stand, insbesondere Dichtheit und 
Funktionsfähigkeit untersuchen und 
festgestellte Mängel beseitigen zu 
lassen. Der Zweckverband kann darü- 
ber hinaus jederzeit verlangen, daß 
die vom Grundstückseigentümer zu 
unterhaltenden Anlagen in einen 
Zustand gebracht werden, der Stö- 
rungen anderer Einleiter, Beeinträch- 
tigungen der öffentlichen Entwässe- 
rungsanlage und Gewässerverunrei- 
nigungen ausschließt. 

Wird Gewerbe- oder Industrieabwas- 
ser oder Abwasser, das in seiner Be- 
schaffenheit erheblich vom Hausab- 
wasser abweicht zugeführt, kann der 
Zweckverband den Einbau und den 
Betrieb von Überwachungseinrich- 
tungen verlangen. Hierauf wird in der 
Regel verzichtet, soweit für die Einlei- 
tung in die Sammelkanalisation eine 
Genehmigung nach Art. 41 c des Baye- 
rischen Wassergesetzes (BayWG) 
vorliegt und die danach vorgeschrie- 
benen Überwachungseinrichtungen - 

insbesondere in Vollzug der Abwas- 
sereigenüberwachungsverordnung 
vom 9. Dezember 1990 (GVBl S. 587) in 
der jeweils geltenden Fassung - einge- 
baut, betrieben und für eine ord- 
nungsgemäße gemeindliche Überwa- 
chung zur Verfügung gestellt werden. 

Die Grundstückseigentümer haben 
Störungen und Schäden an den 
Grundstücksanschlüssen, Meß- 
schächten‚ Grundstücksentwässe- 
rungsanlagen, Überwachungsein- 
richtungen und etwaigen Vorbehand- 
lungsanlagen unverzüglich dem 
Zweckverband anzuzeigen. 

Die Verpflichtungen nach den Absät- 
zen 1 bis 4 gelten auch für die Benut- 

_ 

zer der Grundstücke. 

€13 
Stilllegung von Entwässerungsanlagen 

(1) 

auf dem Grundstück 

Abflußlose Gruben und Sickeranla- 
gen sind außer Betrieb zu setzen, 
sobald ein Grundstück an die öffentli- 
che Entwässerungsanlage ange- 
schlossen ist; das gleiche gilt für die 
Grundstückskläranlagen, sobald die 
Abwässer einer ausreichenden Sam- 
melkläranlage zugeführt werden. 
Sonstige Grundstücksentwässe- 
rungseinrichtungen sind, wenn sie 
den Bestimmungen der ää 9 bis 11 
nicht entsprechen, in dem Umfang 
außer Betrieb zu setzen, in dem das 
Grundstück an die öffentliche Ent- 
wässerungsanlage anzuschließen ist. 

ä 14
u 

Einleitung in die Kanäle 

In Schmutzwasserkanäle darf nur 
Schmutzwasser, in Regenwasserka- 
näle nur Niederschlagswasser einge- 

(2) 

(1) 

(2) 

leitet werden." 

Den Zeitpunkt, von dem ab in die Ka- 
näle eingeleitet werden kann, be- 
stimmt der Zweckverband. 

ä 15 _ _

. 

Verbot des Einleitens, 
Einleitungsbestimmungen 

In die öffentliche Entwässerungsanla- 
ge dürfen Stoffe nicht eingeleitet oder 
eingebracht werden: 
1. die dort beschäftigten Personen 

gefährden oder deren Gesundheit 
beeinträchtigen, 

2. die öffentliche Entwässerungsan- 
lagen oder die angeschlossenen 
Grundstücke gefährden oder be- 
schädigen, 

3. giftige, feuergefährliche, explosive 
oder übelriechende Dämpfe oder 
Gase bilden, v 

4. Bau- und Werkstoffe der öffentli- 
chen Abwasseranlagen angreifen, 

5. durch die Abwasserbeseitigungs- 
anlagen nicht beseitigt werden 
können und pflanzen-, boden- 
oder gewässerschädigend sind, 

6. den Betrieb der Entwässerungs- 
anlage erschweren, behindern 
oderbeeinträchtigen, 

7. die landwirtschaftliche, forstwirt- 
schaftliche oder gärtnerische Ver- 
Wertung des Klärschlamms er- 
schweren oder verhindernoder, 

8. sich sonst schädlich auf die Um- 
welt, insbesondere die Gewässer; 
auswirken. 

Dieses Verbot gilt insbesondere für 

_1. feuergefährliche oder zerknallfä- 
hige Stoffe wie Benzin, Benzol, Öl, 
Lösungsmittel, 

2. infektiöse Stoffe, Medikamente, 
3. radioaktive Stoffe, 

4. Farbstoffe, soweit sie zu einer 
deutlichen Verfärbung des Abwas- 
sers in der Sammelkläranlage 
oder des Gewässers führen, 

5. Abwasser oder andere Stoffe, die 
schädliche Ausdünstungen, Gase 
oder Dämpfe verbreiten können, 

6. feste Stoffe'(auch in zerkleinerten 
Zustand), wie: Schutt, Asche, 
Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, 
Kunstharze, Kalkhydrat, Mörtel, 
Teer, Pappe, Kunststoffe, Verpac- 
kungsmaterial aller Art, grobes‘ 
Papier, Dung, Küchenabfälle, 
Kieselgut, Abfälle aus Tierhaltun- 
gen, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, 
sowie flüssige Stoffe die erhärten, 

7. Räumgut aus Leichtstoff- und 
Fettabscheidern, Jauche, Gülle, 
Abwasser aus Dunggruben und



10. 

11. 

12. 

13. 

14. 

15. 

16. 

Tierhaltungen, Silagegärsaft, Blut 
aus Schlächtereien, Molke, 
Absetzgut, Schlämme oder Sus- 
pensionen aus Vorbehandlungs- 
anlagen, Räumgut aus Grund- 
stückskläranlagen und Abortgru- 
ben unbeschadet gemeindlicher 
Regelungen zur Beseitigung der 
Fäkalschlämme, 
Stoffe oder Stoffgruppen, die we- 
gen der Besorgnis einer Giftigkeit, 
Langlebigkeit‚ Anreicherungsfä- 
higkeit oder einer krebserzeugen- 
den, fruchtschädigenden oder 
erbgutverändernden Wirkung als 
gefährlich zu bewerten sind, wie 
Zink, Schwermetalle und deren 
Salze, Pestizide‚ Cyanide, haloge- 
nierte Kohlenwasserstoffe, poly- 
cyclische Aromaten, Phenole, 
adsorbierbare organische Halo- 
genverbindungen (AOX), 
Säuren und Laugen, halogenierte 
Kohlenwasserstoffe, Fotobleich- 
bäder, Fotoentwickler, Fotofixie- 
rer, Schwefelwasserstoff, Blau- 
säure, Stickstoffwasserstoffsäure 
sowie deren Salze, Carbide, die 
Acetylen bilden; Pestizide, 
Lösemittel und Kaltreiniger, die 
chlorierte Kohlenwasserstoffe 
enthalten oder die die Ölabschei- 
dung verhindern, 
Emulsionen von Mineralölpro- 
dukten, z.B. von Schneid— und 
Bohrölen, Bitumen und Teer, 
Suspensionen‚ Dispersionen, 
nicht neutralisiertes Kondensat 
aus ölbefeuerten Brennwertkes- 
seln, 

nicht neutralisiertes Kondensat 
aus gasbefeuerten Brennwertkes- 
seln mit einer Nennleistung über 
200 kW, 
Stoffe, von denen zu erwarten ist, 
dass sie auch nach der Behand- 

A lung in der Sammelkläranlage 
nicht den Mindestanforderungen 
nach f; 7 a des Wasserhaushaltsge- 
setzes entsprechenwerden. 
Ausgenommen sind 
a) unvermeidbare Spuren solcher 

Stoffe im Abwasser in der Art 
und in der Menge, wie sie auch 
im Abwasser aus Haushaltun- 
gen üblicherweise anzutreffen 
sind; 

b) Stoffe, die nicht vermieden 
oder in einer Vorbehandlungs- 
anlage zurückgehalten werden 
können und deren Einleitung 
der Zweckverband in den Ein- 
leitungsbedingungen nach Abs. 
3 zugelassen hat; 

c) Stoffe, die aufgrund einer Ge- 
nehmigung nach Art. 41 c- des 
Bayerischen Wassergesetzes 
eingeleitetwerden; 

17. Abwasser aus Industrie- und Ge- 
werbebetrieben (nicht häusliches 
Abwasser), 

a) von dem zu erwarten ist, dass es 
auch nach der Behandlung in 
der Sammelkläranlage’ nicht 
den Mindestanforderungen 
nach ä 7 a des Wasserhaushalts- 
gesetzes entsprechen wird, 

b) das aufschwimmende Öle und 
Fette enthält, 

c) das als Kühlwasser benutzt 
wordenist, 

d) das die Grenzwerte nach Abs. 3 
nicht einhält, 

e) Frachtbegrenzung 

Neben Grenzwerten für Kon- 
zentrationen müssen in be- 
gründeten Einzelfällen auch 
Frachtbegrenzungen möglich 
sein. Diese dürfen jedoch nicht 
über vergleichbare Anforde- 
rungen nach dem Stand der 
Technikhinausgehen. 
Chemietoiletteninhalte dürfen 
in der Summe mit max. 1‚2m3/d‚ 
gleichmäßig und über 24 Stun- 
den verteilt der Abwasseranla- 
ge zugeführt werden. 
Es ist ein Abwasserzähler zu 
installieren. Die Pumpensteue- 

- rung ist auf eine maximale, 
konstante Abwasserabgabe- 
menge von max. 1‚2m3/d einzu- 

. stellen. 

(3) Für Beschaffenheit und Inhaltsstoffe nichthäuslicher Abwässer an der Übergabe- 
stelle zur öffentlichen Abwasseranlage gelten folgende Grenzwerte: 

1. Allgemeine Parameter: 
a) Temperatur 
b) pH Wert 
c) Absetzbare Stoffe 

2. Kohlenwasserstoffe: 

a) direkt abscheidbar 

b) soweit eine über die Abscheidung 
von Leichtflüssigkeiten hinaus- 
gehende Entfernung von Kohlen- 
wasserstoffen erforderlich ist: 
Kohlenwasserstoffe gesamt 

c) adsorbierbare organische 
Halogenverbindungen (AOX) 

d) leichtflüchtige Halogenierte 
Kohlenwasserstoffe (LHKW) 
als Summe aus Trichlorethen‚ 
Tetrachlorethen, 
1 ,-1,1- Trichlorethan, 
Dichlormethan, 
gerechnet als Chlor (Cl) 

3. Organische halogenfreie Lösemittel: 
a) mit Wasser ganz oder teilweise 

mischbar und biologisch 
abbaubar 

b) mit Wasser nicht mischbar 

4. Schwerflüchtige lipophile Stoffe 
(Verseifbare Ole, Fette und 
Fettsäuren) 

5. Organische Stoffe: 
a) Wasserdampfflüchtige halogen- 

freie Phenole (als C6H5OH) 

Grenzwerte: 
bis + 35° C 
6,5 - 10 

soweit eine Schlammabscheidung wegen 
der ordnungsgemäßen Funktionsweise 
der öffentlichen Abwasseranlage erforder- 
lich ist, kann eine Begrenzung im Bereich 
von 1 - 10 ml/l nach 0,5 Std. Absetzzeit, in 
besonderen Fällen auch darunter; erfolgen 

50 mg/1 (Abscheidung durch Leichtstoffab- 
scheider erforderlich) 

2o mg/l 

0,5 mg/1 

0,5 mg/1 

entsprechend spezieller Festlegung, 
jedoch nicht größer als er derLöslichkeit 
entspricht oder als 5 g/l 
Abscheidung durch Leichtstoffabscheider 
erforderlich 

250 mg/l 
Der Einbau von F ett- und Koaleszenz- 
abscheidern kann gefordert werden 

100 mg/l
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b) Farbstoffe 

6. Spontan sauerstoff- 
verbrauchte Stoffe: 

4 

Thiossulfat 

7. Anorganische Stoffe: 
Ammonium (NH4) 
Ammoniak (NH3) 
Antimon (Sb) 
Arsen (As) . 

Barium (Ba) 
Blei (Pb) 
Cadmium (Cd) 
Chrom gesamt (Cr) 
Chromat (Cr-VI) 
Cobalt (Co) 
Cyanid gesamt (Cn) 
Cyanid leicht freisetzbar (Cn) 
Fluorid (F) 
Kupfer (Cu) 
Nickel (Ni) 
Nitrit (N02) 
Phosphor (P) 
Selen (Se) 
Silber (Ag) 
Sulfat (S04) 
Sulfid (S) 
Vanadium (V) 

Quecksilber (Hg) 
Zinn (Sn) 
Zink (Zn) 
Aluminium, Eisen (A1, Fe) 

8. BTX - Aromaten: 
Summe von Benzol, Toluol‚ Xylolen 

nur in einer so niedrigen Konzentration, 
dass der Vorfluter nach Einleitung des 
Ablaufs der Kläranlage visuell nicht mehr 
gefärbt erscheint 

z.B. Natriumsulfit, Eisen-(ID-Sulfat, 
nur in so geringen Mengen, dass 
keine anaeroben Verhältnisse in den 
öffentlichen Abwasseranlagen auftreten 
und die Abwasserreinigung nicht beein- 
trächtigt wird 

100 mg/l 
100 mg/l 
0,5 mg/1 
0,5 mg/1 
2,0 mg/l 
1,0 mg/1 
0,5 mg/l 
1,0 mg/1 
0,1 mg/l 
1,0 mg/1 
10,0 mg/l 
0,2 mg/l 
50 mg/1 
1,0 mg/l 
1,0 mg/l 
10 mg/l 
15 mg/l 
0,5 mg/l 
0,1 mg/1 
400 mg/l 
2,0 mg/l 
2,0 mg/1 
0,05 mg/l 
5,0 mg/l 
3,0 mg/l 
keine Begrenzung, soweit keine Schwie- 
rigkeiten bei der Abwasserabteilung und 
Abwasserreinigung auftreten (Ausnahme: 
siehe 1 c) 

10mg/l 

(4) 

(5) 
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Über Abs. 3 hinaus kann der Zweck- 
verband die Einleitungsbedingungen 
auch die Einleitung von Abwasser 
Schutz des Betriebspersonals der 
Entwässerungsanlage oder zur Erfül- 
lung der für den Betrieb der öffentli- 
chen Entwässerungsanlage geltenden 
Vorschriften, insbesondere der Bedin- 
gungen und Auflagen des dem Zweck- 
verband erteilten wasserrechtlichen 
Bescheids erforderlich ist. 

Der Zweckverband kann die Einlei- 
tungsbedingungen nach Abs. 3 und 4 
neu festlegen, wenn die Einleitung 
von Abwasser in die öffentliche Ent- 
wässerungsanlage nicht nur vorüber- 
gehend nach Art oder Menge wesent- 
lich geändert wird, oder wenn sich die 
für den Betrieb der öffentlichen Ent- 
wässerungsanlage geltenden Gesetze 
oder Bescheide ändern. Der Zweck- 
verband kann Fristen festlegen, inner- 
halb derer die zur Erfüllung der geän- 
derten Anforderungen notwendigen 
Maßnahmen durchgeführt werden 
müssen. 

(6) Der Zweckverband kann die Einlei- 
tung von Stoffen im Sinn der Abs. 1 
und 2 zulassen, wenn derverpflichtete 
Vorkehrungen trifft, durch die Stoffe 
ihre gefährdende oder schädigende 
oder den Betrieb der öffentlichen 
Entwässerungsanlage erschwerende 
Wirkung verlieren. In diesem Fall hat 
er den Zweckverband eine Beschrei- 
bung nebst Plänen in doppelter Ferti- 
gung vorzulegen. Der Zweckverband 
kann die Einleitung der Stoffe zulas- 
sen, erforderlichenfalls nach Anhö- 
rung der für den Gewässerschutz 
zuständigenSachverständigen.

i 

Die Genehmigung der Einleitung von 
Kondensaten aus gasbetriebenen 
Brennwertkesseln in den Zweckver- 
bandskanal gilt als erteilt, wenn fol- 
gende Anforderungen erfüllt sind: 
a) Die Kessel tragen ein DIN-DVGW- 

Zeichen oder ein DVGW-Zeichen 
oder ein CE-Zeichen mit Regi- 
striemummer. 

(7) 

b) Bei Anlagen mit einer Nennwärm- 

(s) 

leistung größer als 200 KW ist eine 
Neutralisationseinrichtung zur 
Einhaltung eines pH-Wertes zwi- 
schen 6,5 und 10,0 eingebaut. 

Als Nachweis für die Funktionsfähig- 
keit einer Neutralisationsanlage hat 
der Grundstückseigentümer oder 
Betreiber den Abwasserzweckver- 
band unaufgefordert jährlich eine 
Bescheinigung des zuständigen Ka- 
minkehrermeisters oder eines fach- 
lich geeigneten Unternehmens vorzu- 
legen. 

Besondere Vereinbarungen zwischen 
dem Zweckverband und einem Ver- 

* pflichteten, die das Einleiten von Stof- 

(9) 

(1 \./ 

(2) 

(1) 

(2) 

fen im Sinne des Abs. 1 durch entspre- 
chende Vorkehrungen an der öffentli- 
chen Entwässerungsanlage ermögli- 
chen, bleiben vorbehalten. 

Wenn Stoffe im Sinne des Absatzes 1, 2 
und 3 in eine Grundstücksentwässe- 
rungsanlage oder in die öffentliche 
Entwässerungsanlage gelangen, ist 
der Zweckverband sofort zu verstän- 
digen. 

{j 16 
Abscheider 

Sofern mit dem Abwasser Leichtflüs- 
sigkeiten, wie z.B. Benzin, Benzol, 
Öle, Fette, Stärke mit abgeschwemmt 
werden können, sind in die Grund- 
stücksentwässerungsanlage Abschei- 
der einzubauen und insoweit aus- 
schließlich diese zu benutzen. Dies 
gilt bei Fetten nur, wenn die haus- 
haltsübliche Mengen überschritten 
werden. 

Die Abscheider müssen in regelmäßi- 
gen Zeitabständen und bei Bedarf 
entleert werden. Der Zweckverband 
kann den Nachweis der ordnungsge- 
mäßen Entleerung verlangen. Das 
Abscheidegut ist schadlos zu entsor- 
gen. 

5 17 
Untersuchung des Abwassers 

Der Zweckverband kann über die Art 
und Menge des eingeleiteten oder 
einzuleitenden Abwassers Aufschluß 
verlangen. Bevor erstmalig Abwasser 
eingeleitet oder wenn Art und Menge 
des eingeleiteten Abwassers geändert 
werden, ist dem Zweckverband auf 
Verlangen nachzuweisen, daß das 
Abwasser keine ‘ Stoffe enthält, die 
unter das Verbot des ä 15 fallen. 

Der Zweckverband kann eingeleitetes 
Abwasser jederzeit, auch periodisch 
auf Kosten des Grundstückseigentü- 
mers untersuchen lassen. Auf die 
Überwachung wird in der Regel ver- 
zichtet, soweit für die Einleitung in die 
Sammelkanalisation eine Genehmi- 
gung nach Art. 41 c BayWG vorliegt —



(3) 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

und die dafür vorgeschriebenen Un- 
tersuchungen, insbesondere nach der 
Abwassereigenüberwachungsverord- 
nung in der jeweils geltenden Fas- 
sung‚ ordnungsgemäß durchgeführt 
und dem Zweckverband vorgelegt 
werden. Der Zweckverband kann 
verlangen, daß die nach ä 12 Abs. 3 
eingebauten Überwachungseinrich- 
tungen ordnungsgemäß betrieben 
und die Messergebnisse vorgelegt 
werden. 

Die Beauftragten des Zweckverban- 
des und die Bediensteten der für die 
Gewäss eraufsicht zuständigen Behör- 
den können die anzuschließenden 
oder die angeschlossenen Grundstü- 
cke betreten, wenn dies zur Durchfüh- 
rung der in den Absätzen 1 und 2 vor- 
gesehenen Maßnahmen erforderlich 
ist. 

ä 18 
Haftung 

Der Zweckverband haftet unbescha- 
det Abs. 2 nicht für Schäden, die auf 
solchen Betriebsstörungen beruhen, 
die sich auch bei ordnungsgemäßer 
Planung, Ausführung und Unterhal- 
tung der Entwässerungseinrichtung 
nicht vermeiden lassen. Satz 1 gilt 
insbesondere auch für Schäden, die 
durch Rückstau hervorgerufen wer- 
den. 

Der Zweckverband haftet für Schä- 
den, die sich aus dem Benützen der 
öffentlichen Entwässerungsanlage 
ergeben, nur dann, wenn einer Per- 
son, deren sich der Zweckverband zur 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen be- 
dient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur 
Last fallt. 

Der Grundstückseigentümer und die 
Benutzer haben für die ordnungsge- 
mäße Benutzung der öffentlichen 
Entwässerungsanlage einschließlich 
des Grundstücksanschlusses zu sor- 
gen. 

Wer den Vorschriften dieser Satzung 
oder einer Sondervereinbarung zuwi- 
derhandelt‚ haftet der Zweckverband 
für alle ihr dadurch entstehenden 

(1) 

(2) 

Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt 
für Schäden und Nachteile, die durch 
den mangelhaften Zustand der 
Grundstücksentwässerungsanlage 
oder des Grundstücksanschlusses 
verursacht werden, soweit dieser 
nach ä 8 vom Grundstückseigentümer 
herzustellen, zu erneuern, zu ändern 
und zu unterhalten ist. Mehrere ver- 
pflichtete haften als Gesamtschuld- 
ner. 

ä 19 
Grundstücksbenutzung 

Der Grundstückseigentümer hat das 
Anbringen und Verlegen von Leitun- 
gen einschließlich Zubehör zur Ablei- 
tung von Abwasser über sein im Ent- 
sorgungsgebiet liegendes Grundstück 
sowie sonstige Schutzmaßnahmen 
unentgeltlich zuzulassen, wenn und 
soweit diese Maßnahmen für die örtli- 
che Abwasserbeseitigung erforderlich 
sind. Diese Pflicht betrifft nur Grund- 
stücke, die an die öffentliche Entwäs- 
serungsanlage angeschlossen sind, 
die vom Eigentümer im wirtschaftli- 
chen Zusammenhang mit einem ange- 
schlossenen oder zum Anschluß vor- 
gesehenen Grundstück genutzt wer- 
den oder für die Möglichkeit der örtli- 
chen Abwasserbeseitigung sonst wirt- 
schaftlich vorteilhaft ist. Die Ver- 
pflichtung entfällt, soweit die Inan- 
spruchnahme der Grundstücke den 
Eigentümer in unzumutbarer Weise 
belasten würde. ' 

Der Grundstückseigentümer ist 
rechtzeitig über Art und Umfang der 
beabsichtigten Inanspruchnahme 
seines Grundstückes zu benachrichti- 

. gen. 

(3) 

(4) 

Der Grundstückseigentümer kann die 
Verlegung der Einrichtungen verlan- 
gen, wenn sie an der bisherigen Stelle 
für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die 
Kosten der Verlegung hat der Zweck- 
verband zu tragen, soweit die Einrich- 
tung nicht ausschließlich der Entsor- 
gung des Grundstücks dient. 

Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für 
öffentliche Verkehrswege und Ver- 
kehrsflächen sowie für Grundstücke, 

die durch Planfeststellung für den 
Bau von öffentlichen Verkehrsflächen 
bestimmtsind. 

5 20 
Ordnungswidrigkeiten 

Nach Art.24 Abs. 2 Satz 2 der Zweckver- 
bandordnung kann mit Geldbuße belegt 
werden, wer vorsätzlich 
1. den Vorschriften über den Anschluß- 

und Benutzungszwang (5 5) zuwider- 
handelt, 

2. eine der in ää 10, 11, 12 Abs. 1, 4 und 5 
und ä 17 Abs. 1 festgelegten Melde-, 
Auskunfts- oder Vorlagepflichten 
verletzt, 

3. entgegen ä 10 Abs. 3 vor Zustimmung 
des Zweckverbandes mit der Herstel- 
lung oder Änderung der Grundstück- 
sentwässerung beginnt, 

4. entgegen den Vorschriften der ää 14 
und 15 Abwässer in die öffentliche 
Entwässerungsanlage einleitet. 

ä 21 
Anordnungen für den Einzelfall; 

Zwangsmittel 

a) Der Zweckverband kann zur Er- 
füllung der nach dieser Satzung 
bestehenden Verpflichtungen 
Anordnungen für den Einzelfall 
erlassen. 

b) Für die Erzwingung der in dieser 
Satzung vorgeschriebenen Hand- 
lungen, eines Duldens oder Unter- 
lassens gelten die Vorschriften des 
Bayerischen Verwaltungszustel- 
lungs- und Vollstreckungsgeset- 
zes. 

ä 22 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt einen Tag nach der 
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Satzung vom 1. September 1979 
außerKraft. ' 

Mistelgau, 1 7. Februar 201 7 
Zweckverband zur Abwasserbeseiti- 
gung Truppachtal 
Karl Lappe 
Zweckverbandsvorsitzender
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Landratsamt Bayreuth 
l

i 

Hausanschrift: 

Postanschrift: 

Telefon: 
Telefax: 

E-Mail: 
Internet: 

Bankverbindungen: 
Sparkasse Bayreuth 

Postbank Nürnberg 

Commerzbank 

Besuchszeiten: 
Montag - Dienstag: 
Mittwoch: 
Donnerstag: 
Freitag: 

2‘;ü 
der Landkreis Bayreuth 

Markgrafenallee 5 
95448 Bayreuth 

95440 Bayreuth 

0921/7234 
0921/728-88-0 

poststelle@lra—bt.bayern.de 
wwwlandkreis-bayreuthde 

IBAN DE36773501100570001206 
BIC BYLADEMISBT 
IBAN DE11760100850019810851 
BIC PBNKDEFFXXX 
IBAN DE027734007601315712OO 
BIC COBADEFFXXX 

07.30 - 15.00 Uhr 
07.30 - 12.00 Uhr 
07.30_— 18.00 Uhr 
07.30 - 13.00 Uhr 

Annahmeschluss Kfz-Zulassungsstelle: 
Mittwoch: 
Donnerstag: 
Freitag: 

11.30 Uhr 
17.30 Uhr 
12.00 Uhr 

Terminvereinbarungen außerhalb der Öffnungszeiten sind möglich, nicht 
jedoch in der Kfz-Zulassungsstelle.


